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Das Europäische Parlament
CLAUS SCHÖNDUBE

Ganz ähnlich wie im Jahre 1980 begann und endete das Jahr 1981 mit Ausein-
andersetzungen des Europäischen Parlaments (EP) mit dem Rat über den
Haushalt; aber anders als Ende 1979 setzte das Parlament seine stärkste Waffe,
die Haushaltsablehnung, nicht ein; die Erfahrungen, die es damit 1979/80 ge-
sammelt hatte, zeigten, daß sie zwar ein starkes Drohmittel ist, ihr Einsatz je-
doch die Schwierigkeiten der Gemeinschaft vergrößert und weder Kommission
noch Rat zu entscheidenden Konzessionen gezwungen hat. Vielmehr zeigte
sich bei den Arbeiten des Kontrollausschusses und in der Entlastungsdebatte
für das Jahr 1980 am 20. April 1982, auf der Grundlage des Berichtes Key1, daß
die Kommission Mittel und Wege fand, die Ein-Zwölftel-Regelung, die die
Verträge im Falle der Haushaltsablehnung vorschreiben2, im Bedarfsfalle zu
umgehen, d.h. zu überschreiten. Auch bei den Arbeiten des Parlaments selbst
führte die Ein-Zwölftel-Regelung zu nicht unerheblichen Belastungen. Trotz-
dem blieb der Haushaltskonflikt auf der Tagesordnung, da die Haushaltsbera-
tung und -Verabschiedung der einzige Bereich ist, in dem das Parlament unmit-
telbar Mitentscheidungsbefugnisse hat, die sich in der Politik der Gemeinschaft
niederschlagen. Darüber hinaus stand das Jahr 1981 unter dem Zeichen der
Konsolidierung und möglichen Straffung der Parlamentsarbeit und der Suche,
einerseits nach gangbaren Wegen, um die permanente Krise bzw. Stagnation
der Gemeinschaft zu überwinden und andererseits in der Suche und Formulie-
rung von Vorschlägen und Annahmen von Berichten, um dem Parlament eine
größere Mitwirkung zu ermöglichen und seine Entscheidungskompetenz zu
vergrößern. Denn stärker noch als 1980, zumindest aber eindringlicher, emp-
fanden die Abgeordneten den zentralen Mangel, bei der Gesetzgebung der Ge-
meinschaft nicht wirklich mitentscheidend beteiligt zu sein und vor allem einen
entscheidungsunwilligen Rat zur Verabschiedung der Vorschläge von Kommis-
sion und Parlament nicht zwingen zu können.

Angesichts der Tatsache, daß das Europäische Parlament bei der Haushalts-
beratung und -Verabschiedung nur relativ geringfügige Schwerpunktverlage-
rungen durchsetzen kann (die allerdings erheblich größer sind als dies ver-
gleichsweise bei den nationalen Haushaltsberatungen durch die nationalen Par-
lamente möglich ist) und die Kommission aus der Sicht des Parlaments gegen-
über dem Rat nicht die Entschlossenheit zeigte, zu wirklichen Fortschritten zu
kommen, ging das Parlament daran — teilweise in Fortsetzung der bereits 1979
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und 1980 begonnen Arbeiten — selbst Initiativberichte zur Reform bzw. zu
neuen Politiken auszuarbeiten. Betrachtet man unter diesem Gesichtspunkt die
Arbeiten des Europäischen Parlaments im Jahre 1981, so kann man folgende
Einteilung der Parlamentsarbeit vornehmen:
1. Seine Konsultationstätigkeit.
2. Seine eigenen Beiträge zur Fortentwicklung der Politik der Gemeinschaft.
3. Seine Mitwirkung und Schwerpunktsetzung bei der Aufstellung des Haus-

haltes.
4. Seine politische Rolle (nach innen und außen) und das Bestreben, seine Po-

sition im Gemeinschaftssystem zu verstärken.
5. Seine Funktion beim Aufbau der Europäischen Union.

Die Konsultationstätigkeit

Nach wie vor liegt ein Hauptschwerpunkt der Arbeit des Parlaments und seiner
Ausschüsse in der Beratung der Vorlagen und Verordnungsvorschläge der
Kommission an den Rat. Es ist gerade dieser Teil der Arbeit, der häufig sehr
technische Details betrifft, der immer wieder die Tagesordnung der Plenarsit-
zungen stark belastet, die zur Verfügung stehende Zeit für die wichtigen De-
batten und die Redezeit der Berichterstatter und Fraktionssprecher stark be-
schneidet und insgesamt die Attraktivität einer Plenarwoche mindert. Durch
die Annahme der neuen Geschäftsordnung am 26. 3. 1981 (in Kraft getreten
am 4. 5. 1981)3 wurden jedoch eine Reihe von Neuerungen eingeführt, die es
ermöglichen, vorwiegend technische Entscheidungen an Ausschüsse zu dele-
gieren (Art. 33), Entscheidungen ohne Bericht (Art. 98, Abs. 1), ohne Aus-
sprache im Ausschuß (Art. 99, Abs. 2) oder im Plenum (Art. 34) zu fällen.
Darüber hinaus wurde ein Register eingeführt, durch das es möglich ist, Ent-
schließungsanträge durch Unterschrift ohne Plenardebatte (Art. 49) zu ent-
scheiden. Eine solche Registerentschließung gilt als angenommen, wenn inner-
halb von zwei Monaten mindestens die Hälfte der Mitglieder des Parlaments
den Entwurf unterzeichnet haben. Auch die Ausuferung der Dringlichkeitsde-
batten wurde durch die neue Geschäftsordnung begrenzt (Art. 48).

Trotz dieser Neuerungen blieben auch in der zweiten Hälfte des Jahres 1981
die Tagesordnungen der Plenarsitzungen durch vorwiegend technische Fragen
stark belastet, wobei allerdings betont werden muß, daß sich hinter der techni-
schen Terminologie der Berichte häufig mächtige wirtschaftliche und soziale
Interessen verbergen können, die die jeweils angesprochenen Abgeordneten-
gruppen zu höchster Aktivität veranlassen. Sehr deutlich wird das — auch für
den Laien — bei den Arbeiten des Unterausschusses „Technische Handels-
hemmnisse" des Ausschusses für Wirtschaft und Währung, der durch zahlrei-
che Berichte seines Generalberichterstatters Karl von Wogau im Plenum ver-
treten war. Aber eben diese technischen Handelshemmnisse (Normen, Grenz-
formalitäten bei vorübergehender Einfuhr, Wartezeiten, Zolldeklarationen

Jahrbuch der Europäischen Integration 1981 79



DIE INSTITUTIONEN DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

u.a.) sind es, die geeignet sind, an der Stelle der früheren Zölle, die Zollunion
der EG auszuhöhlen und damit den freien Warenverkehr erneut zu behindern.

Das Parlament steht auch seit dem sogenannten Isoglukoseurteil vom 29. 10.
19804 unter Druck, seinerseits die Konsultationsaufgaben ernst zu nehmen, ob-
wohl auch der Unmut vieler Parlamentarier wächst, Konsultationsarbeit zu lei-
sten für Verordnungen, die dann vom Ministerrat nicht verabschiedet und in
seinen Amtsstuben „schubladisiert" werden.

Die eigenen Beiträge zur Fortentwicklung der Politik der Gemeinschaft

Angesichts der Stagnation der Gemeinschaft (die ja neben der allgemein
schwierigen politischen und wirtschaftlichen Lage vor allem in der Beschlußun-
fähigkeit des Rates sichtbar wird) hat das Parlament die bereits früher erkenn-
bare Tendenz verstärkt, durch eigene Initiativberichte und durch Verschiebun-
gen im Haushaltsbereich die Politik der Gemeinschaft nach innen und außen
weiterzuentwickeln. So diskutierte das Plenum im Januar 1981 den Spinelli-Be-
richt über die Eigenmittel der Gemeinschaft5, der allerdings erst am 9. April
verabschiedet wurde und in dem die Aufhebung der 1 % Grenze des Mehrwert-
steueranteils gefordert wurde. In der Februarsitzung (der bisher letzten in Lu-
xemburg) verabschiedete das Parlament den Maij-Weggen-Bericht über die
Stellung der Frau in der Europäischen Gemeinschaft6 des dazu gebildeten Ad
hoc-Ausschusses für die Rechte der Frau, der ein umfassendes Aktionspro-
gramm zur Verbesserung der Lage der Frauen enthält. Mit der Jugendpolitik7,
der Ausbildungspolitik8 und der Lage der Behinderten9 befaßte sich das Euro-
päische Parlament in der März-Sitzung und in der gleichen Woche setzte es eine
Prioritätenskala für die vom Rat und der Kommission stark vernachlässigte
Verkehrspolitik10 fest, wobei erstmals auch die Frage einer Klage wegen Untä-
tigkeit gegen den Rat und die Kommission in diesem Bereich ventiliert wurde.
Im gleichen Monat, vom 24. — 26. März, empfahl das Parlament mit 107 gegen
53 Stimmen, die Agrarpreise für das Wirtschaftsjahr 1980/81 um durchschnitt-
lich 12% anzuheben. (Der Rat einigte sich übrigens in einer Sitzung vom 30.
März bis 2. April auf einen Durchschnitt von 11 % und näherte sich so der Posi-
tion des Parlaments an.) In der Aprilsitzung nahm das Parlament zur 3. See-
rechtskonferenz Stellung11 und befaßte sich mit der Lage der Textilindustrie12

und dem internationalen Allfaserabkommen13. Die Lage der Stahlindustrie
war eines der Hauptthemen der Mai-Sitzung14. Der im Agrar-Ausschuß lange
behandelte Plumb-Bericht15 wurde in der Juni-Sitzung verabschiedet. In ihm
legte das Parlament seine Auffassung über die Reform der Agrarpolitik vor,
wobei es sich für eine Höchstmengenpolitik bei den Überschußprodukten aus-
sprach.

In der gleichen Sitzung forderte es auch die Abschaffung der Todesstrafe16 in
der gesamten Gemeinschaft. Hatte es in der Mai-Sitzung für den Ausbau des
Kanaltunnels votiert17, so sprach es sich in dieser Sitzung für eine Beihilfe an
Österreich für den Ausbau der Pyhrn-Autobahn aus18 (der sogenannten
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Gastarbeiterroute, die zugleich die Landverbindung mit dem 10. EG-Mitglieds-
land Griechenland darstellt).

Schließlich befaßte sich das EP in der letzten Sitzung vor der Sommerpause
mit der Lage auf dem Automobilsektor19 und den Handelsbeziehungen zwi-
schen der EG und Japan20.

In der September-Tagung befaßte sich das EP, auf der Grundlage einer gan-
zen Reihe von Berichten, mit einer Strategie der Wirtschaftspolitik21 und der
Überwindung der Wachstumskrise sowie der Arbeitslosigkeit22; ein Monat spä-
ter, in der Oktober-Sitzung waren der weitere Aufbau des Binnenmarktes23,
der Problemsektor Stahl24 und der Rechtsrahmen für multinationale Unterneh-
men25 Gegenstand von Debatten auf der Grundlage verschiedener Initiativbe-
richte.

Für den baldigen Beitritt Spaniens und Portugals26 setzte sich das Parlament
im November (erneut) ein, außerdem forderte es den weiteren Ausbau der Eu-
ropäischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ)27 (unter stärkerer Beteiligung
des Parlaments).

Der Wettbeweb in der Gemeinschaft28, der Schutz vor Dumpingmaßnah-
men29 und die Beziehungen zu den Entwicklungsländern im allgemeinen und
zu den Lome-Ländern im besonderen30 waren Gegenstand von Berichten und
Debatten in der letzten Sitzung des Jahres 1981.

Einen besonders breiten Raum nahm naturgemäß die Aussprache über das
„Mandat vom 30. Mai"31 an die Kommission ein. Ähnlich wie die Kommission
sah das Parlament darin nicht allein eine isolierte „haushaltstechnische Korrek-
tur der Position einzelner Länder", sondern eine Gelegenheit „zur globalen
Umstrukturierung der Gemeinschaftspolitiken" — so der Bericht Giavazzi32,
aber das Parlament, bzw. seine Ausschüsse folgten der Idee des Haushaltsaus-
schusses nicht, zu allen Gemeinschaftspolitiken entsprechende Reformberichte
vorzulegen. Lediglich der Haushaltsausschuß und der Ausschuß für Wirtschaft
und Währung legten entsprechende Berichte vor, wobei der Pfennig-Bericht33

im Namen des Haushaltsausschusses eine Fortführung des Spinelli-Berichtes34

darstellte und eine Liste von Aufgaben enthält, die, angelehnt an den MacDou-
gall-Bericht35, in Zukunft sinnvollerweise der Gemeinschaft zugewiesen wer-
den sollten und in dem auch erneut die Forderung enthalten ist, „zwischen bei-
den Teilen der Haushaltsbehörde ein Gleichgewicht herzustellen"36.

Im Giavazzi-Bericht37 im Namen des Auschusses für Wirtschaft und Wäh-
rung wird eine Verstärkung der Sozial-, Energie- und Forschungspolitik sowie
der Industrie-, Verkehrs- und Regionalpolitik gefordert, die um so wirksamer
sein würden, wenn sie sich in den nachfolgenden Rahmen einfügen würden:
„— die Konzertierung der nationalen Wirtschaftspolitiken,
— die Steigerung der Leistungsfähigkeit des Binnenmarktes,
— angemessene gemeinsame Außenpolitiken,
— die Entwicklung der Währungspolitik und die Stärkung und Ergänzung des

EWS"38.
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Nach Veröffentlichung des Mandats-Berichtes am 24. Juni 1981 durch die
Kommission fand dieser im Parlament und in den zuständigen Ausschüssen ei-
ne zwiespältige Aufnahme, insbesondere wurde bemängelt, daß der Bericht zu
allgemein gehalten sei, was ja auch dazu führte, daß die Kommission in der Fol-
gezeit eine Reihe von Präzisierungen nachschob.

Mitwirkung und Schwerpunktsetzung des Europäischen Parlaments bei der
Aufstellung des Haushaltes

Nach wie vor war auch im Jahre 1981 die Haushaltsberatung ein zentraler
Punkt der Parlamentsarbeit. Der Berichterstatter für den Haushalt 1982, Altie-
ro Spinelli, legte bereits am 6. April seinen Bericht über die Leitlinien des Eu-
ropäischen Parlaments für die Finanz- und Haushaltspolitik der EG für 1982
vor, in dem er folgende Schwerpunkte setzte:
— Verringerung der Agrarausgaben, vor allem für Überschußprodukte.
— Aufstockung der Ausgaben für Regional-, Sozial- und Industriepolitik, zur

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und des strukturellen Wohlstandsgefälles.
— Zusätzliche Mittel für eine verstärkte Energie- und Forschungspolitik, mit

dem Ziel, vor allem die Verringerung der Energieimporte zu ermöglichen.
— Vergrößerung der Mittel für Entwicklung und Zusammenarbeit mit den

Entwicklungsländern, auch mit denen, die nicht unter das Abkommen von
Lome fallen, und zur Bekämpfung des Hungers in der Welt39.

Während der Anfangsphase der neuen Haushaltsberatungen schwelte der
Haushaltsstreit über den Haushalt 1981 weiter, der dann am 16. 9. 1981 durch
die Vorlage und Annahme des Nachtragshaushaltes Nr. 1 für 1981 durch das
EP beendet werden konnte und es der Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land ermöglichte, ihre Klage beim Europäischen Gerichtshof zurückzuziehen.
Im Verlauf der Haushaltsberatung für 1982 bemühte sich das Parlament, ent-
sprechend der von ihm beschlossenen Leitlinien, dem Rat Konzessionen abzu-
ringen — mit einigen Erfolgen. Der Gedanke, während dieser Beratungen die
zweite schwere Waffe des Parlaments einzusetzen, nämlich der Kommission
das Mißtrauen auszusprechen wegen zu großer Nachgiebigkeit gegenüber dem
Rat, fand jedoch nicht die Zustimmung der Mehrheit des Haushaltsausschus-
ses. Als aber am 17. Dezember das EP den Haushalt in zweiter Lesung verab-
schiedete und dabei mit 224 Mio. ECU über den letzten Vorschlag des Rates
ging und nach dessen Ansicht damit die dem Parlament zur Verfügung stehen-
de Erhöhungsmarge überschritt, war ein erneuter Haushaltsstreit gegeben, zu-
mal die Präsidentin, Frau Simone Veil, den Haushalt am 21. 12. unterschrieb
und ihn damit feststellte. Wieder war es die unterschiedliche Auffassung über
die Klassifizierung von obligatorischen und nichtobligatorischen Ausgaben, die
im Mittelpunkt stand. Der Rat erhob daraufhin Klage beim Europäischen Ge-
richtshof gegen Kommission und Parlament. Gleichzeitig aber erklärte er sich
bereit, über die Klassifizierung der Ausgaben mit dem Parlament in eine Kon-
zertierung einzutreten.
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Nach vier nacheinanderfolgenden Haushaltskonflikten ist allerdings die
Frage berechtigt, ob diese Konflikte tatsächlich etwas gebracht haben. Einer
der maßgeblichen Haushaltspolitiker des EP, der Haushaltssprecher der So-
zialistischen Fraktion Rudi Arndt, beantwortete die Frage so: „Was ist eigent-
lich bei diesen Haushaltskonflikten herausgekommen? So mancher wohlmei-
nende' Politiker oder Journalist gibt dem Parlament den väterlichen Rat, sol-
che Konflikte doch gefälligst zu vermeiden. Aber welcher Kenner der euro-
päischen Szene glaubt denn tatsächlich, daß der Ministerrat ohne diese Haus-
haltskonflikte wenigstens die kleinen Schritte zur Haushaltsumstrukturierung
vorgenommen hätte? Die Ablehnung des Haushalts 1980 führte dazu, daß der
Haushaltsentwurf 1981 wenigstens einige geringfügige Änderungen enthielt.
Die von der Bundesregierung gegen den von der Parlamentspräsidentin fest-
gestellten Haushalt 1981 eingereichte Klage mußte zurückgenommen werden,
weil sich der Haushalt so entwickelte, wie das Parlament und nicht wie das
Bundesfinanzministerium vorausgesagt hatte. Und die erheblichen Einsparun-
gen im Haushalt 1982 im Agrarbereich entsprachen Anträgen des Parlaments,
die im Haushaltsausschuß bereits angenommen waren, bevor der Ministerrat
sich ebenfalls zu diesen Kürzungen bequemte. Tatsache ist, daß diese Haus-
haltskonflikte — vom Ministerrat hervorgerufen und vom Parlament in Kauf
genommen — zu einer deutlichen Umstrukturierung des europäischen
Haushalts geführt haben, wenn man die Haushalte 1978 und 1982 ver-
gleicht"40.

Die tatsächlichen Zahlen bestätigen diese Analyse.

Tabelle 1: Entwicklung des Haushalts der EG in Prozent41

Jahr Verwaltung EAGFL- EAGFL- Sozial- Regional- Forschung, Zusammen-
Garantie Ausrichtung fonds fonds Investition, arbeit mit

Energie den Entwick-
lungsländern

o/ o/ o/ o/ o/ o/ o/
/o /o /o /o /o /o /o

1973
1974
1975
1976
1977
1978
1979
1980

6,0
7,5
5,8
5,8
5,7
5,7
5,4
5,0

79,3
72,6
75,2
73,6
70,9
77,5
72,6
69,4

3,1
2,8
2,9
3,0
3,4
2,7
2,8
3,7

1,2
5,3
2,1
3,5
3,6
2,4
4,1
4,5

1,4
3,8
4,3
2,1
3,6
4,5

1,8
1,7
1,8
1,6
1,6
1,6
1,8
1,8

2,6
3,7
5,1
1,9
2,5
2,2
2,8
3,1

Die hier sichtbar werdende Tendenz verstärkte sich noch im Haushalt 1981, wo
etwa die Kosten für die Abteilung Garantie auf rund 63 % des Gesamthaushal-
tes sanken. Allerdings weisen die tatsächlichen Zahlen noch immer eine Steige-
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rung der Gesamtkosten und damit auch der Agrarkosten aus, wenn sich auch
der Zuwachs verringert hat.

Objektiverweise muß jedoch hinzugefügt werden, daß sich bei den verschie-
denen Beratungen unterschiedliche Mehrheiten durchsetzten. In der jeweiligen
Haushaltsberatung konnten sich die Haushaltspolitiker gegen die Agrarpoliti-
ker tendenziell durchsetzen. In der jeweiligen Agrarpreisberatung aber obsieg-
ten die Agrarpolitiker, die sowohl für die Agrarpreise 1981/82 als auch für 1982/
83 in ihren Preisempfehlungen ergeblich über die der Kommission — die im
Rahmen der Haushaltsansätze blieben — hinausgingen.

Dem Rat oblag dann, den Mittelweg zu suchen und die Preise festzusetzen,
was im Falle der Überschreitungen der Mittel Nachtragshaushalte nötig mach-
te. Dies konnte für das Jahr 1981 vermieden werden, da zwei weitere Punkte
hinzukamen, nämlich die Verstärkung der Kontrolle durch den Rechnungshof
und das Parlament, das nach der Direktwahl einen eigenen Kontrollausschuß
einsetzte, der zunehmend sachverständiger wurde und die Kommission biswei-
len hart bedrängt, so daß diese ihrerseits Kontrollen und Prüfungen verstärkt
hat. Schließlich trug auch die Entwicklung der Weltmarktpreise zur Entlastung
des Haushalts bei. Auf diese Weise konnten bei der Ausführung des Haushal-
tes für 1981 1,29 Mrd. ECU beim Garantiefonds eingespart werden, was in
zwei Nachtrags- und Berichtigungshaushaltsplänen seinen Niederschlag fand.
Diese Mittel wurden von der EG nicht in Anspruch genommen und flössen so-
mit an die Mitgliedstaaten zurück. Rudi Arndt kommentiert diesen Vorgang in
dem bereits zitierten Artikel: „Aber das Europäische Parlament hat nicht nur
für bestimmte Bereiche zusätzliche Mittel bewilligt, sondern auch durch eine
harte Haushaltskontrolle erhebliche Mittel eingespart. Welches nationale Par-
lament hat einen Minister verantwortlich gemacht, wenn er bei den Repräsen-
tationsausgaben etwas zu großzügig war? Das Europäische Parlament hat die
Kommission zur Kasse gebeten. Und es hat die Subventionspolitik und das
Haushaltsgebaren so scharf unter Kontrolle genommen, daß die erheblichen
Einsparungen des Jahres 1981 ganz wesentlich von dieser Kontrollfunktion mit-
bewirkt wurden.

Es ist ein Betrag von rund 1 Mrd. DM, der auf Grund eines im vergangenen
Dezember vom Parlament beschlossenen Nachtragshaushaltes für 1981 allein in
die Kasse der Bundesrepublik zurückfließt"42.

Zusammenfassend kann man sagen, daß das EP im Bereich des Haushaltes
und der Kontrolle Erfolge erzielen konnte, die aber — angesichts der begrenz-
ten Mittel der Gemeinschaft — nicht in der Lage waren, eine Gesamtbelebung
oder Umstrukturierung der Gemeinschaftspolitiken zu ermöglichen.

Die politische Rolle des Europäischen Parlaments (nach innen und außen) und
das Bestreben, seine Position im Gemeinschaftssystem zu verstärken

Die Haushaltskonflikte und die Entlastung Großbritanniens durch die Eini-
gung im Rat am 30. Mai 1980 für die Haushaltsjahre 1980/81 machten übrigens
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das zentrale Problem des Europäischen Parlaments sehr deutlich. Mit diesem
Beschluß — im Haushaltsplan als Finanzmechanismus bezeichnete Operation
— entlastete der Rat (oder die Vertreter der Mitgliedstaaten) allein und selb-
ständig, ohne Mitwirkung des Europäischen Parlaments oder vorherige Er-
mächtigung durch die Mitgliedsparlamente Großbritannien um den Betrag von
2,585 Mrd. ECU für 2 Jahre (1980: 1,175 Mrd. und 1981: 1,410 Mrd. ECU), die
von den anderen Mitgliedstaaten übernommen wurden43. Zwar sollte nach die-
sen Berechnungen Großbritannien in beiden Jahren noch mehr zahlen als er-
halten, tatsächlich wurde aber nach Ablauf des Haushaltsjahres bekannt, daß
durch die Veränderung und Fehleinschätzung der Entwicklung des Haushaltes
1981 Großbritannien schließlich in eine Nettoempfängerposition gekommen
war44. Ob dieses Verfahren juristisch den Verträgen entspricht, ist bis heute
umstritten. Politisch bedeutet dies eine erhebliche Beeinträchtigung des Haus-
haltsrechts des Parlaments und damit eine Verlagerung von wichtigen parla-
mentarischen Entscheidungsbefugnissen mit weitreichenden budgetären Fol-
gen auf die Ebene der Exekutive bzw. des Rates (als dem Gremium der Vertre-
ter der Mitgliedstaaten).

Die hier sichtbar werdende Entparlamentarisierung des politischen Lebens
ist denn auch eines der Antriebselemente, die das Parlament veranlaßte, nach
Mitteln und Wegen zu suchen, seine Rolle und seinen Einfluß nach innen und
außen zu verstärken. Nach einer sehr langen Anlaufzeit in den ersten andert-
halb Jahren, konnte das EP im Jahre 1981 hierzu wichtige Arbeiten voranbrin-
gen bzw. beginnen.

Die Teilreformen
Nach langen Diskussionen im politischen Ausschuß gelang es, die Berichte
über die Teilreformen, mit Ausnahme eines einzigen, in diesem Jahr vorzule-
gen und zu verabschieden. Es handelt sich dabei um folgende Berichte:
— Bericht Hänsch — Beziehungen zwischen dem Europäischen Parlament und

dem Rat45;
— Bericht van Miert — Recht auf gesetzgeberische Initiative und Rolle des Eu-

ropäischen Parlaments im Gesetzgebungsverfahren der Gemeinschaft46;
— Bericht Baduel Glorioso — Beziehungen zwischen dem Europäischen Parla-

ment und dem Wirtschafts- und Sozialausschuß47;
— Bericht Lady Elles — Europäische Politische Zusammenarbeit und Rolle

des Europäischen Parlaments48;
— Bericht Diligent — Beziehungen zwischen dem Europäischen Parlament und

den nationalen Parlamenten49.
Diese fünf Berichte wurden am 9. Juli 1981 angenommen.

Eine weitere Debatte über die Europäische Politische Zusammenarbeit wur-
de in der November-Sitzung geführt, nach dem Londoner Bericht (3. Bericht
zur EPZ)50, die mit der Annahme von 4 Entschließungen am 19. November
1981 endete:
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— Entschließungsantrag Glinnc, Hänsch u.a. im Namen der Sozialistischen
Fraktion zur europäischen politischen Zusammenarbeit"'1;

— Entschließungsantrag Klepsch u.a. im Namen der Fraktion der Europäi-
schen Volkspartei zur Stärkung der Strukturen der europäischen politischen
Zusammenarbeit"12;

— Entschließungsantrag Scott-Hopkins u.a. im Namen der Fraktion der Euro-
päischen Demokraten zu der europäischen politischen Zusammenarbeit^3;

— Entschließungsantrag Diana u.a. zur Wiederbelebung der politischen und
wirtschaftlichen Zusammenarbeit in der Europäischen Gemeinschaft"14.

In der Dezember-Sitzung schließlich veabschiedete das EP am 18. 12. 1981 die
Entschließung im Bericht Antoniozzi, der sich mit der Rolle des Europäischen
Parlaments in seinen Beziehungen zum Europäischen Rat befaßt"'-'".

Der vorläufig letzte Bericht in dieser Serie, der Bericht Blumenfeld über die
Rolle des Parlaments bei der Aushandlung und Ratifizierung von Beitrittsver-
trägen sowie sonstiger Verträge und Abkommen zwischen der EG und Dritt-
ländern Mi wurde erst am 18. 2. 1982 vom Plenum verabschiedet.

Diese Berichte zielen im Wesentlichen darauf ab, ohne Vertragsmodifizie-
rungen, sondern durch Veränderung der Verhaltensweise und Zuständigkeit
der anderen Organe die Rolle des EP zu stärken und ihm mehr Einfluß bei dem
Erlaß von Rechtsakten und bei der Bestellung der Kommission zu ermögli-
chen. In bezug auf die Mitwirkung bei der Bestellung der Kommission hatte das
EP bereits mit dem Bericht Rey vom 14. 4. 1980 erste Forderungen angemel-
det, die es am 12. 2. 1981 anläßlich der Vorlage des Programms der neuen
Kommission wiederholte (Entschließungsantrag Jonker u.a.)"'7.

In den teilweise umfangreichen Berichten — die in sich eine gewisse Einheit
bilden — schlägt das Parlament eine Übernahme der Parlamentsinitiativen
durch die Kommission vor, einen Ausbau des Konzertierungsverfahrens, das
zum zentralen Scharnier zwischen Rat und Parlament werden solle. Im Haus-
haltsverfahren dürfe der Rat nicht auf Umwegen das Mitwirkungsrecht des EP
faktisch aushöhlen, und die Kommission müsse wieder zum wirklichen Exeku-
tivorgan der Gemeinschaft werden. Die Einstimmigkeitsregel im Rat müsse auf
vitale Interessen beschränkt bleiben, die Konsultationen und die Verbindungen
zu allen Organen und zu den nationalen Parlamenten müßten verbessert wer-
den. Schließlich fordert das Parlament im Bericht Blumenfeld ein Recht zur
Zustimmung bei Erweiterungen der Gemeinschaft und eine bessere Konsulta-
tion und Information bei der Ausarbeitung von Verträgen mit Drittländern und
eine Ratifizierung dieser Verträge. Schließlich müsse auch der Europäische Rat
sich den allgemeinen Regeln des Rates unterwerfen, wenn er als solcher tätig
werde.

Ob alle Forderungen in diesen Berichten tatsächlich ohne Vertragsänderung
verwirklicht werden können, ist fraglich; fest steht aber sicherlich, daß zahlrei-
che Forderungen verwirklicht werden könnten, wenn die übrigen Organe, be-
sonders der Rat, den politischen Willen dazu hätten.
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Im Verlauf dieser Debatten legte die Kommission am 7. 10. 1981 einen Be-
richt über die Beziehungen zwischen den Gemeinschaftsorganisationen vor58,
in dem sie ihre Auffassungen zur Verbesserung der Beziehungen zwischen den
Organen im Hinblick auf die Durchführung des Mandats vom 30. Mai und der
institutionellen Reformdiskussion dem EP darlegte, wobei sie sich durchaus für
die Stärkung der Rechte des gewählten EP aussprach. Dem folgte ein erstmali-
ges Treffen zwischen dem erweiterten Präsidium des EP und den zehn Mini-
stern für auswärtige Angelegenheiten (also dem allgemeinen Rat) am 17. 11.
1981 in Straßburg, bei dem ein erster Meinungsaustausch über die anstehenden
Fragen geführt wurde. In der einführenden Rede, die dabei vpn Parla-
mentspräsidentin Veil gehalten wurde, zeigte sich das ganze Ausmaß des Man-
gels in der Durchführung des bereits am 4. 3. 1975 vereinbarten Konzertie-
rungsverfahrens59. Frau Veil sagte dazu: „Vor den Wahlen sind lediglich drei
Konzertierungsverfahren normal durchgeführt worden, während acht Konzer-
tierungsverfahren in der Schwebe geblieben sind und ein Verfahren vom Rat
abgelehnt worden ist. Seit den Wahlen von 1979 hat sich die Situation noch ver-
schlechtert: 13 Ersuchen sind an den Rat gerichtet worden, ohne daß eine Wei-
terbehandlung erfolgte; es wurden lediglich zwei — negative — Bescheide er-
teilt, die ich am 9. November 1981 erhalten habe und die den Fünften Europäi-
schen Entwicklungsfonds und die Einrichtung der Europäischen Agentur für
Zusammenarbeit betreffen. Es läßt sich nicht leugnen, daß das Konzertierungs-
verfahren unseren Erwartungen und Hoffnungen nicht entsprochen hat"60.

Und zur Prüfung der Stellungnahmen des Europäischen Parlaments sagte
Frau Veil: „Bereits 1970 hat sich der Rat bereiterklärt, das Parlament über die
Gründe zu informieren, die ihn gegebenenfalls dazu bewogen gaben, sich nicht
an die vom Parlament abgegebenen Stellungnahmen zu halten, selbst wenn es
sich um wichtige Fragen handelt. Das Parlament hat nicht nur immer wieder
die Notwendigkeit dieser regelmäßigen Unterrichtung betont, sondern in seine
neuen Geschäftsordnung auch eine Bestimmung aufgenommen, in der es aus-
drücklich heißt: ,Das Parlament überprüft regelmäßig die vom Rat getroffenen
Entscheidungen, zu denen es gehört worden ist, um sich der Übereinstimmung
dieser Entscheidung mit seinen Stellungnahmen zu vergewissern.'
Wir würden wünschen, daß sich der Rat darum bemüht, dieses Verfahren, das
sich logisch in die Zusammenarbeit zwischen unseren Institutionen im Gesetz-
gebungsprozeß der Gemeinschaft einfügt, so anzuwenden, daß es stärker mit
dem Geist seiner Verpflichtung in Einklang steht.
Bezüglich der Weiterbehandlung der Stellungnahmen des Parlaments muß ich
Sie daran erinnern, daß sich das Parlament bemüht, seine Stellungnahmen in-
nerhalb einer angemessenen Frist abzugeben und auf Ersuchen des Rates sehr
oft seine eigene Tagesordung ändert, um der Dringlichkeit einer bestimmten
Angelegenheit Rechnung zu tragen.
Wir müssen dagegen mit Bedauern feststellen, daß bereits vor der Direktwahl
187 Stellungnahmen des Parlaments vom Rat nicht weiterverfogt worden waren
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und nach den Wahlen 84 der vom Parlament abgegebenen 285 Stellungnahmen
noch geprüft werden. Ich bin sicher, daß wir alle darin übereinstimmen, daß
unsere jeweilige Arbeit besser koordiniert werden muß, damit sichergestellt ist,
daß die Gemeinschaftsverfahren mit größter Effizienz und unter Einhaltung
der ursprünglich vorgesehenen Fristen durchgeführt werden"61.

Lord Carrington, britischer Außenminister und Ratsvorsitzender, antworte-
te auf diese konkreten Zahlen mit dem Versprechen, die Verfahren im Rat und
zwischen Rat und Parlament zu verbessern, und der Präsident der Kommission
Gaston Thorn erklärte, die Kommission werde einen Vorschlag vorlegen, der
anstelle der Vereinbarung vom 22. 4. 1975 treten solle; diese Erklärung legte
dann das Mitglied der Kommission Franciscus Andriessen am 16. Dezember im
EP vor; inzwischen sind die Verhandlungen über diese Erklärung Gegenstand
von Gesprächen hoher Beamter der drei Organe — aber einen konkreten Fort-
schritt in dieser Frage gab es 1981 nicht. Lediglich einen Achtungserfolg erziel-
te das Parlament: Am 16. Dezember 1981 erschien erstmals der Präsident des
Europäischen Rates, die britische Premierministerin Frau Thatcher, vor dem
EP, um ihm direkt Bericht über die Sitzung des Europäischen Rates vom
26. — 27. November 1981 in London zu erstatten. Damit erfüllte sie eine Forde-
rung des EP — aber der Inhalt der Botschaft war mager — auch der Europäi-
sche Rat ist inzwischen ein Rat von Nichtentschlüssen geworden.

Die Sitzfrage

Auch in der Sitzfrage, durch deren endgültige Regelung das Parlament sich ei-
nen einzigen Sitz und Tagungsort erhofft, was auch zu seiner Stärkung beitra-
gen soll, blieb das Parlament aktiv, wenn auch ein tiefer Spalt durch das Hohe
Haus geht zwischen den Brüssel-Befürwortern und den Straßburg-Anhängern.
In der Januar-Sitzung 1981 beschloß das EP die für Luxemburg vorgesehene
Juli-Tagung in Straßburg abzuhalten; am 6. 4. 1981 beschloß es, gegen den er-
bitterten Widerstand der Luxemburger Abgeordneten und unter dem Druck ei-
nes Streiks eines Teils der Beamten (der aber eher eine gegenteilige Wirkung
hatte), im Jahre 1981 nur noch in Straßburg zu Plenartagungen zusammenzu-
kommen.

Nachdem die Regierungschefs auf dem Maastrichter Gipfel am 24. 3. 1981
praktisch beschlossen hatten, den Status quo aufrechtzuerhalten, nahm das EP
am 7. Juli 1981 den Zagari-Bericht an62, in dem es erneut die Regierungen auf-
fordert, endlich die Sitzfrage zu entscheiden und betonte, daß es das EP für
wichtig hält, seine Tätigkeiten an einem einzigen Ort auszuüben.

Aber der Rat entschied wieder nicht, so daß das EP erneut in einer Ent-
schließung vom 16. 12. 1981 beschloß, im Juni 1982 die Lage erneut zu prüfen,
auch auf der Grundlage der finanziellen Auswirkungen. Außer der Streichung
des Tagungsortes Luxemburg für das Jahr 1981 (was wohl als eine Demonstra-
tion des Willens des EP verstanden werden sollte, gegebenenfalls in Zukunft
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bei Untätigkeit des Rates weitere Schritte in der partiellen Sitzverlagerung zu
suchen) wurde im Jahre 1981 der Status quo beibehalten. Luxemburg selbst sah
sich veranlaßt, vor dem Europäischen Gerichtshof Klage gegen die EP-Ent-
scheidung zu erheben.

Das gemeinsame Wahlrecht

Während des ganzen Jahres 1981 wurde im politischen Ausschuß und in dem
von ihm gebildeten Unterausschuß, aber auch in und zwischen den Fraktionen
weiter beraten, um den im Akt zur Direktwahl63 enthaltenen Auftrag zu erfül-
len, für die zweite Direktwahl ein einheitliches und gemeinsames Wahlgesetz
zu erarbeiten. Aber im Berichtsjahr gelang es nicht, eine Einigung über das
Wahlsystem und andere wichtige Bestimmungen (wie aktives und passives
Wahlrecht für in anderen EG-Staaten wohnende Bürger) zu erzielen. Teilweise
drohten die Verhandlungen sogar einzuschlafen, zumal bei einer Reihe von
Fraktionen bzw. Abgeordneten (etwa bei der Mehrheit der Sozialistischen
Fraktion) die Frage als wenig bedeutsam angesehen wurde. Erst im Januar
1982 gelang auf der Grundlage eines Änderungsvorschlages des CSU-Abgeord-
neten Bocklet zum Entwurf des Seitlinger-Berichtes der Durchbruch und am
10. 3. 1982 wurde er plenar behandelt64. In der Endabstimmung wurde aber ein
ziemlich inkohärenter Entwurf verabschiedet, der das aktive Wahlrecht für
EG-Bürger in anderen EG-Ländern ausschließt, das passive jedoch beinhaltet.

Die Hauptschwierigkeiten bei den Beratungen gingen von den britischen Ab-
geordneten aus, da Großbritannien als einziges Land der EG nach dem Mehr-
heitswahlrecht wählt, was die Briten unbedingt beibehalten wollen. Der Vor-
schlag Bocklet versucht, durch die nationale Möglichkeit der Wahlkreisfestle-
gung zwischen 3 und 15 Abgeordneten pro Wahlkreis, einen Kompromiß zwi-
schen den beiden so verschiedenen Wahlsystemen, dem Mehrheitswahlrecht
und dem Verhältniswahlrecht.

Die neue Geschäftsordnung und die neue Struktur des EP

Durch die Beschlußfassung vom 26. 3. 1981 und die Inkraftsetzung der neuen
»Geschäftsordnung am 4. 5. 1981 auf der Grundlage des Luster-Berichtes65, ge-
lang dem Parlament eine wichtige Reform seiner eigenen Arbeiten. Lange Zeit
zögerte das erweiterte Präsidium, den schon einige Monate fertigen Entwurf
auf die Tagesordnung zu setzen, da bereits bei der ersten kleineren Reform im
Sommer 1980 die kleine Fraktion zur technischen Koordinierung und Verteidi-
gung der unabhängigen Gruppen und Abgeordneten mit über 6000 Abände-
rungsanträgen die Reform zu verhindern suchte. Nun aber war durch die Her-
aufsetzung des Quorums bei der Beantragung von namentlichen Abstimmun-
gen von 10 auf 21 und die Installierung der elektronischen Abstimmungsanlage,
die eine namentliche Abstimmung von anderthalb Stunden auf wenige Minuten
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reduzierte, eine neue Abstimmungslage ermöglicht. Die Fraktion für techni-
sche Koordinierung hat aber immerhin im März noch 629 Abänderungsanträge
gestellt. In gut 6 Stunden jedoch war die Schlacht am 26. 3. geschlagen; die
neue Geschäftsordnung ermöglichte eine Straffung und Effektivierung der Ar-
beit. Wichtigstes Element ist - neben der Vereinfachung und Straffung bei den
Konsultationen — die Begrenzung der bis dahin ausufernden aktuellen und
dringlichen Debatten auf 3 Stunden pro Plenarwoche. Eine weitere Straffung
gelang dem SPD-Abgeordneten Sieglerschmidt, der per Registerantrag66 am
17. 11. die Einführung einer sitzungsfreien Woche vorschlug. Der Antrag hatte
am 16. 12. 1981 220 Unterschriften erhalten und war damit angenommen. Die
Ausführung dieses Antrages konnte im Jahre 1981 nicht mehr in Angriff ge-
nommen werden.

Die politische Rolle des EP nach außen

Übereinstimmend berichten Beobachter, welche Bedeutung der EG außerhalb
der Gemeinschaft beigemessen wird, vor allem in der Dritten Welt. Ähnliches
wird auch vom Europäischen Parlament berichtet, und es geschah nicht von un-
gefähr, daß Präsident Sadat als Forum für seine Botschaft an die Europäer das
Europäische Parlament wählte, vor dem er am 10. 2. 1981 in Luxemburg in ei-
ner Sondersitzung sprach.

Auch die Abgeordneten berichten von der Wertschätzung und dem Interes-
se, auf das sie bei Delegationen in Drittländern und im Rahmen der Beratun-
gen der Gremien des Lome-Vertrages und des ASEAN-Abkommens stoßen.

Diese Reisen sowie das allgemeine Finanzgebahren sind in der ersten Hälfte
des Jahres 1981 auf starke öffentliche Kritik gestoßen67, wobei die Informatio-
nen zumeist auf EG-feindlich eingestellte Abgeordnete zurückgingen und teil-
weise auf unrichtigen Angaben beruhten. Allerdings sind solche Reisen immer
teurer als vergleichbare Reisen von nationalen Delegationen, da immer ein
Troß von Dolmetschern und Übersetzern mitreisen muß. Aufgrund dieser Kri-
tik wurde ab der zweiten Hälfte des Jahres 1981 bei Reisen von Delegationen
ein restriktiver Kurs durch das Präsidium gesteuert.

Es ist übrigens bezeichnend, daß diese Kritik kaum von den ständig beim EP
akkreditierten Journalisten ausging. Allerdings ist deren Zahl relativ gering.
Durchschnittlich waren 1981 bei den Plenartagungen rund 130 Journalisten an-
wesend, davon aus der Bundesrepublik etwa 10 bis 12 (2 — 3 von Nachrichten-
diensten, wechselnd 4 — 6 von elektronischen Medien, der Rest von Tages-,
Wochen- und Monatszeitungen bzw. -Zeitschriften).

Hier liegt einer der Gründe für eine große Gruppe von Abgeordneten, Brüs-
sel als Sitz des EP vorzuziehen, weil sie sich dort eine größere Beachtung durch
die Presse erhoffen.

Im Januar 1981, in der Sitzungswoche, in der mit dem Griechischen eine wei-
tere Amtssprache hinzukam, befaßte sich das EP mit der Informationspolitik
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der Gemeinschaft und besonders des Parlaments, auf der Grundlage des Schall-
Berichtes68, und beschloß eine Reihe von Neuerungen, von denen aber bisher
nur wenige verwirklicht wurden. Nach wie vor gehören die Klagen über die ei-
gene Informationspolitik und über die geringe Beachtung durch die Medien zu
den Standardthemen der Diskussion unter den Europaparlamentariern.

Auch im Jahre 1981 erfreuten sich politische Vorgänge in der Welt, beson-
ders die Probleme im Zusammenhang mit dem Ost-West- und dem Nord-Süd-
Konflikt und die Menschenrechtsverletzungen in der ganzen Welt der besonde-
ren Aufmerksamkeit wechselnder Gruppen von Abgeordneten, was in zahlrei-
chen Dringlichkeitsanträgen seinen Ausdruck fand. Dabei gelang es dem Politi-
schen Ausschuß nicht immer, vorab mehrheitsfähige interfraktionelle Entwürfe
zustande zu bringen, so daß häufig erst in letzter Minute durch Abänderungs-
anträge eine Endresolution zustande kam. Der Ausuferung dieser Dringlich-
keitsdebatten und der Debatten zur Beantragung der Dringlichkeiten konnte
durch die Revision der Geschäftsordnung und Beschränkung auf 3 Stunden pro
Sitzungwoche ein Riegel vorgeschoben werden. Bei diesen Dringlichkeitsde-
batten standen die Besetzung von Afghanistan69, die Lage in Polen und El Sal-
vador sowie der Hunger in der Welt im Vordergrund. Aber auch die Lage in
der Türkei und in Spanien und in anderen Problemgebieten der Welt (z.B. Na-
her Osten), fand die Aufmerksamkeit der Parlamentarier.

Halbzeit im Europäischen Parlament

Am Ende des Jahres 1981 hatte das EP die erste Hälfte seiner Legislaturperio-
de hinter sich gebracht. In der Januarsitzung 1982 stand die Konstituierung für
den zweiten Teil der Legislaturperiode an, an deren Ende die zweite Direkt-
wahl stehen wird. Diese Tatsache und die Befürchtung, bei der zweiten Wahl
wegen der Lage der Gemeinschaft als Prügelknabe dazustehen und nur eine
enttäuschende Wahlbeteiligung zu erreichen, ließ ab der Sommerpause 1981
die Diskussion um den neuen Präsidenten nicht abreißen. Als erster stieg der
Vorsitzende der Christdemokratischen Fraktion Egon Klepsch in den Ring der
Bewerber und setzte sich nach langen Diskussionen in seiner Fraktion am 9.
September mit 56 gegen 48 Stimmen gegen Leo Tindemans durch. Er konnte
sich auf das Abkommen mit den Liberalen berufen, die sich nach der Unter-
stützung der liberalen Kandidatin Frau Veil bei der ersten Präsidentenwahl für
die Unterstützung der Christdemokraten verpflichtet hatten. Quer durch die
Reihen der Fraktionen — mit Ausnahme der Gaullisten — gab es aber auch ei-
ne Gruppe, die am liebsten Frau Veil wiedergewählt hätte. Im Laufe der Zeit
kamen Bewerber der Konservativen Fraktion, der Sozialistischen Fraktion und
zum Schluß der Kommunististischen Fraktion hinzu. Mit dem Näherrücken der
Wahl nahmen die Diskussionen und Auseinandersetzungen in den Fraktionen
und in der Lobby zu. Als eine gewisse Vorentscheidung des Ausgangs der Wahl
wurde allgemein die Abstimmungsniederlage der Vorsitzenden der Christde-
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mokratischen, der Liberalen und der Gaullistischen Fraktion bei einem Ent-
schließungsantrag70 angesehen, durch den sie bei der Neukonstituierung 5 neue
Ausschüsse vorschlugen, wobei die Konservativen und ein Teil der Christde-
mokraten gegen den Antrag stimmten und damit einem sozialistischen Antrag
zum Sieg verhalfen, der nur 2 neue Ausschüsse (Ad hoc-Ausschuß über die
Lage der Frauen und der bereits beschlossene institutionelle Ausschuß)
vorsah.

Diese Abstimmungsniederlage, die einen Bruch der „präsidentiellen Mehr-
heit" (identisch etwa mit einer „bürgerlichen" Mehrheit) von vor zweieinhalb
Jahren signalisierte, sollte sich dann bei der Präsidentenwahl am 19. Januar
1982 wiederholen, wo sich im vierten Wahlgang nicht der Favorit Klepsch, son-
dern der Kandidat der Sozialistischen Fraktion, Piet Dankert, durchsetzte. Da-
bei blieb auch eine erneute Kandidatur von Frau Veil ständig im Gespräch, sie
wurde aber vor dem für die Kandidaturen entscheidenden 3. Wahlgang nicht
eingebracht.

Die teilweise verwirrenden Vorgänge bei dieser Wahl und der Bruch von bis-
her als fest angenommenen Loyalitäten haben im Vorfeld und auch danach
Spannungen mit sich gebracht, die der Konsolidierung des Parlaments und sei-
ner proeuropäischen Mehrheit abträglich waren.

Die Funktion des Parlaments beim Aufbau der Europäischen Union

Gerade auf den Schulterschluß der proeuropäischen Mehrheit (die nicht iden-
tisch ist mit der früheren sogenannten präsidentiellen Mehrheit) über alle Frak-
tionen hinweg, unter Einschluß der integrationsfreundlichen italienischen
Kommunisten und ihnen Nahestehender, hatte Klepsch, wenn auch zunächst
nur verbal, gebaut, als er als einziger Präsidentschaftskandidat sein Programm
unter den Slogan setzte: „Für eine Koalition der Europäer". Damit griff er in
eine Diskussion ein, die seit einem Brief des Abgeordneten Spinelli — er war
als „Nahestehender" über die italienische Liste der Kommunisten gewählt wor-
den — am 25. 6. 1980 an seine Kollegen im Gange war. Darin fordert er eine
institutionelle Reform der Gemeinschaft und die Einsetzung eines Ad hoc-Aus-
schusses des Parlaments. Aus diesem Brief entwickelte sich der sogenannte
Club Crocodile71, der einen entsprechenden Antrag formulierte, der im Febru-
ar 1981 von fast 170 Abgeordneten unterzeichnet worden war und am 10. 2.
1981 von der Sprechergruppe des Clubs der Parlamentspräsidentin überreicht
wurde.

In der Christlich-demokratischen Fraktion (vor allem bei den Deutschen)
stieß diese Initiative auf großen Widerstand, nicht nur wegen der politischen
Wahlheimat des Initiators, sondern auch wegen des Versuchs der Christdemo-
kraten, einen eigenen Vorstoß in diese Richtung zu unternehmen72, der sich
aber, nicht zuletzt durch die wenig entschlossene Art, wie er vorangetrieben
wurde und wegen interner Differenzen, nicht durchsetzte.
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Schließlich gelang in interfraktionellen Verhandlungen doch ein Kompro-
miß, so daß das Parlament am 9. 7. 1981 beschloß, in der zweiten Hälfte der Le-
gislaturperiode einen entsprechenden institutionellen Ausschuß einzusetzen,
der der Schaffung der Europäischen Union neue Impulse geben soll. Dieser
Ausschuß wurde dann am 20. 1. 1982 gebildet.

Bei seinen Arbeiten kann sich der institutionelle Ausschuß auf bereits vorlie-
gende Entwürfe stützen. Abgesehen von den zahlreichen Entwürfen und Plä-
nen früherer Jahre und Jahrzehnte, liegt dem Parlament die Genscher-Colom-
bo-Initiative vor73, die die beiden Außenminister am 19. 11. 1981 dem Parla-
ment persönlich vortrugen. Schießlich hat die Fraktion der Europäischen
Volkspartei (Christlich-demokratische Fraktion) einen eigenen Entwurf74 (aus-
gearbeitet vom niederländischen Abgeordneten Sjouke Jonker) eingereicht,
der den van Aerssen-Vorschlag75 abgelöst hat.

Auf welchen Text, bzw. Vorschlag der Ausschuß sich schließlich einigen
wird, ist bisher nicht vorauszusehen. Es scheint sich jedoch eine Art Doppel-
strategie im EP herauszubilden. Zum einen der Versuch, durch die bereits ge-
schilderten Teilreformen voranzukommen und dabei sowohl die Rolle des Par-
laments zu verstärken, als auch insgesamt die Politik der Gemeinschaft zu re-
formieren und effektiver zu machen, zum anderen, die Gemeinschaft in eine
handlungsfähigere und umfassendere Europäische Union durch Abschluß eines
neuen Vertrages umzuwandeln.

Noch hat das Parlament als Ganzes diese Frage nicht diskutiert - die erste
Orientierungsdebatte soll im Juli 1982 stattfinden; aber sicher ist, daß die Frage
der Reform umso dringender wird, je näher der Termin der nächsten Direkt-
wahl rückt. Gibt es bis zu diesem Zeitpunkt keinen wesentlichen Fortschritt,
dann wird der zweite europäische Wahlkampf über die Reformen und die Zu-
kunft der Gemeinschaft bzw. den Aufbau der Europäischen Union geführt
werden. Die Wahl könnte damit den Charakter einer Art Volksentscheid an-
nehmen. Dabei wird das Parlament darauf hinweisen, daß es — mit einer Aus-
nahme76 — in der Lage war, alle ihm vorgelegten Fragen mit Mehrheit zu ent-
scheiden und politisch gangbare Wege vorzuschlagen, während der Rat durch
die Einstimmigkeitsklausel zum Nadelöhr der Gemeinschaft wurde, durch das
in den letzten Jahren immer weniger hindurchging. Welche Position sich auch
immer über die Fortentwicklung der Gemeinschaft und den Aufbau der politi-
schen Union und der Reform der Institutionen und Politik durchsetzen mag,
man kann heute schon als sicher annehmen, daß sich das Parlament bei der
zweiten Wahl nicht zum Prügelknaben für eine stagnierende Politik machen
lassen will, die nach Ansicht der großen Mehrheit des Parlaments alleine der
Ministerrat zu verantworten hat. Der Konflikt mit dem Rat wird also auch im
zweiten Teil der Legislaturperiode andauern und im Zentrum der parlamenta-
rischen Debatten stehen, weit über den Haushaltsbereich hinausgehen und sich
sicherlich verstärken.
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Das Europäische Parlament in Zahlen (Stand 31. 12. 1981)

1. Nach der Erweiterung und der Direktwahl der griechischen Abgeordneten
am 18. Oktober 1981 verteilten sich die 434 Abgeordneten des Europäi-
schen Parlaments wie folgt:
— Sozialistische Fraktion 123 Abgeordnete
— Fraktion der Europäischen Volkspartei

(Christlich-demokratische Fraktion) 109 Abgeordnete
— Fraktion der Europäischen Demokraten

(Konservative Fraktion) 63 Abgeordnete
— Fraktion der Kommunisten und

Nahestehende 44 Abgeordnete
— Liberale und Demokratische Fraktion 39 Abgeordnete
— Fraktion der Europäischen Demokraten

für den Fortschritt
(Gaullisten und andere) 22 Abgeordnete

— Fraktion für die technische Koordinie-
rung und Verteidigung der unabhängigen
Gruppierungen und Abgeordneten 12 Abgeordnete

— Fraktionslose Mitglieder 8 Abgeordnete
— Abgeordnete, die sich vorbehalten haben,

sich später einer Fraktion anzuschließen 14 Abgeordnete

2. Das Präsidium setzte sich am 31. 12. 1981 wie folgt zusammen:

Präsident: Frau Simone Veil
Vizepräsidenten: die Herren Pieter Dankert, Basil de Ferranti, Guido Go-

nella, Gerard Jaquet, Hans Katzer, Frau Danielle De
March, die Herren Poul M0ller, Pierre Pflimlin, Allan R.
Rogers, Marcel Vandewiele, Mario Zagari.

Quästoren: die Herren Ludwig Fellermaier, Jean Hamilius, Patrick
Joseph Lalor, Richie Ryan, Anthony H.M. Simpson.

Vom 1.1. 1981 bis 31. 12. 1981 fanden 15 Präsidiumssitzungen mit 22 Sit-
zungstagen und 19 Sitzungen des Erweiterten Präsidiums mit 24 Sitzungsta-
gen statt.

3. 1981 tagte das Parlament insgesamt an 63 Tagen in 13 Plenartagungen (1980:
64 Tage bei 13 Tagungen). Es nahm 122 Initiativberichte, 147 Entschließun-
gen mit Stellungnahmen, 63 dringliche Entschließungen und 10 Entschlie-
ßungen mit unverzüglicher Abstimmung an und legte 1063 Sitzungsunterla-
gen (270 Unterlagen über Konsultationen, 243 Berichte und 550 Entschlie-
ßungsentwürfe) vor.

1993 schriftliche Anfragen wurden gestellt, davon 1744 an die Kommission,
210 an den Rat und 37 an die Konferenz der Außenminister (Europäische
Politische Zusammenarbeit).
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Es wurden 953 mündliche Anfragen gestellt, davon 577 an die Kommission,
267 an den Rat und 109 an die Konferenz der Außenminister.

4. Der Organisationsplan des Sekretariats des Parlaments für 1981 enthält
2614 Dauerplanstellen und 313 Planstellen für Bedienstete auf Zeit.

5. Überblick über die Ausgaben des Europäischen Parlaments:

Geleistete Zahlungen Verwaltungsausgaben Verwaltungsausgaben Gesamtbetrag des
des EP der europäischen Haushalts der

Institutionen Europäischen
insgesamt Gemeinschaft

a b c

1974 (Mio. RE)
1978 (Mio. ERE)
1979 (Mio. ERE)
1980 (Mio. ERE)
Quel le : Bericht

i
30,7
84,1

109,0
133,8

n % von
0,7%
0,7%
0,8%
0,8%

des Rechnungshofs,

Zahlungsermächtigungen
1981 (Mio. ECU)
1982 (Mio. ERE)

199,4
209,2

1,08%
0,95%

c
336:

676
772
820:

ABI.

1053
1101

,7
,7
,9
,5
der

,3
,7

in % von c
7,5%
5,7%
5,4%
5 %

EG, 31.12.81

5,6%
5,0%

4516
11973
14367
16289

18433
21982

,4
,1
,1
,1

Der gesamte Haushalt der EG macht weniger als 1% des BSP aller zehn
Mitgliedstaaten aus.
Die durch die Parlamente verursachten Kosten je Einwohner betrugen 1981

32,50 belgische Franc (FB) für das EP (7 Arbeitssprachen)
86,50 FB für den Deutschen Bundestag (1 Arbeitssprache)

282 FB für den Kongreß der Vereinigten Staaten (1 Arbeitssprache)
355 FB für das belgische Parlament (2 Arbeitssprachen).

Während der 13 Tagungen im Jahre 1981 haben insgesamt 1696 Journalisten
die Arbeiten des Europäischen Parlaments verfolgt; das sind durchschnitt-
lich 130 je Tagung gegenüber 116 im Vorjahr.
Im Jahre 1981 haben nahezu 50000 Personen das Europäische Parlament
besucht, gegenüber 45 000 im Vorjahr.

Anmerkungen

1 Bericht Key, Dok. EP 1-100/82.
2 Vgl. EWG-Vertrag, Art. 204 in der Fassung

vom 22. 7. 1975.
3 Geschäftsordnung des Europäischen Parla-

ments, ABI. der EG, C 90 vom 21. 4. 1981, S.
49ff.

4 EuGH 29. 10. 1980 - Roquette u. Maizena/
Rat, 138/79 u. 139/79, noch nicht veröffent-
licht.

5 Bericht Spinelli, Dok. EP 1-772/80, ABI. C
101 vom 4. 5. 1981, S. 75ff.
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6 Bericht Maij-Weggen, Dok. EP 1-829/80,
ABI. C 50 vom 9. 3. 1981, S. 35ff.

7 Bericht Pruvot, Dok. EP 1-826/80, ABI. C
77 vom 6. 4. 1981, S. 58.

8 Bericht Prag, Dok. EP 1-460/80, ABI. C 77
vom 6. 4. 1981, S. 71ff.

9 Bericht Clwyd, Dok. EP 1 -868/80,ABl. C 77
vom 6. 4. 1981, S. 27ff.

10 Bericht Hoffmann, Dok. EP 1-563/80, ABI.
C 77 vom 6. 4. 1981. S. 82ff.

11 Entschl.-Antrag Johnson u.a., Dok. EP 1-6/
81, ABI. C 101 vom 4. 5. 1981. S. 64.

12 Bericht von Wogau, Dok. EP 1-73/81. ABI.
C 101 vom 4. 5. 1981. S. 48f.

13 Bericht Welsh, Dok. EP 1-61/81, ABI. C 101
vom 4. 5. 1981, S. 29ff.

14 Bericht I. Friedrich, Dok. EP 1-167/81 ABI.
C. 144 vom 15. 6. 1981, S. 65 ff.

15 Bericht Plumb. Dok. EP 1-250/81. ABI. C
172 vom 13. 7. 1981, S. 32ff.

16 Bericht Vayssade. Dok. EP 1-65/81. ABI. C
172 vom 13. 7. 1981, S. 72f.

17 Bericht de Keersmaeker, Dok. EP 1-93/81,
ABI. C 144 vom 15. 6. 1981, S. 98ff.

18 Bericht Helms, Dok. EP 1-186/81, ABI. C
171 vom 13. 7. 1981, S. 133.

19 Entschl.-Anträge Albers, Dok. EP 1- 370/81
und Bonaccini Dok. EP 1-381/81, ABI. C
234 vom 14. 9. 1981, S. 71 u. 72.

20 Bericht Steward-Clark, Dok. EP 1-240/81,
ABI. C 234 vom 14. 9. 1981. S. 86ff.

21 Bericht Moreau, Dok. EP 1-332/81, ABI. C
260 vom 12. 10. 1981, S. 31 ff.

22 Bericht Salisch, Dok. EP 1-64/81, Bericht
Ceravolo, Dok. EP 1-425/81, Bericht Cal-
vez, Dok. EP 1-365/81, ABI. C 260 vom 12.
10. 1981, S. 48ff.

23 Bericht de Ferranti, Dok. EP 1-608/81, ABI.
C 287 vom 9. 11. 1981, S. 61f.; Entschl.-An-
trag Scrivener u.a., Dok. EP 1-610/81.
a.a.O., S. 63; Entschl.-Antrag von Wogau
Dok. EP 1-598/81, a.a.O., S. 64f.

24 Entschl.-Anträge Dok. EP 1-533/81 rcv. u.
1-607/81. ABI. C287 vom 9. 11. 1981. S. 58
und 60.

25 Bericht Caborn, Dok. EP 1-169/81, ABI. C
287 vom 9. 11. 1981, S. 25ff.

26 Entschl.-Anträge Klepsch, Dok. EP 1-728/
81; dclaMalcne, Dok. EP 1-730/81; van der
Vring. Dok. EP 1-746/81, ABI. C 327 vom
14. 12. 1981, S. 60.

27 Entschl.-Anträge de la Malene, Dok. EP
1-747/81 rev.; Diana, Dok. EP 1-727/81,
ABI. C 327 vom 14. 12. 1981, S. 49f; Klepsch,
Dok. EP 1-773/81. a.a.O. S. 49; Glinne,
Dok. EP 1-776/81, a.a.O. S. 51; Scott-Hop-
kins, Dok. EP 1-778/81, a.a.O., S. 52.

28 Bericht Beazley, Dok. EP 1-689/81, ABI. C
11 vom 18. 1. 1982, S. 73ff.

29 Bericht Welsh, Dok. EP 1-422/81, ABI. C 11
vom 18. 1. 1982, S. 44ff.

30 Bericht Clement, Dok. EP 1-824/81, ABI. C
11 vom 18. 1. 1982, S. 4411.

31 Bericht der Kommission der EG an den Rat
in Durchführung des Mandats vom 30. Mai
1980, Bulletin der EG, Beilage 1/1981; Doku-
ment Nr. 2 in diesem Band.

32 Bericht Giavazzi, Dok. EP 1-256/81, ABI. C
172 vom 13. 7. 1981, S. 50ff.

33 Bericht Pfennig, Dok. EP 1-264/81 rev.,
ABI. C 172 vom 13. 7. 1981, S. 54ff.

34 Bericht Spinelli, Dok. EP 1-772/80, ABI. C
101 vom 4. 5. 1981, S. 75ff.

35 Bericht der Sachverständigengruppe zur Un-
tersuchung der Rolle der öffentlichen Finan-
zen bei der europäischen Integration, hrsg.
von der Kommission der EG, Brüssel, April
1977.

36 Bericht Pfennig, a.a.O., S. 60.
37 Bericht Giavazzi, a.a.O.
38 Ebenda, S. 52.
39 Bericht Spinelli, a.a.O., S. 76.
40 Frankfurter Rundschau vom 12. 1. 1982.
41 Bericht Key, Dok. EP 1-100/82 vom 15. 4.

1982, S. 20.
42 Frankfurter Rundschau vom 12. 1. 1982.
43 Bulletin der EG, Nr. 5/1980, S. 7ff.
44 Vgl. Der Spiegel, Hamburg, vom 26. 4. 1982,

S. 125 u. Frankfurter Rundschau vom 21. 4.
1982, S. 1.

45 Bericht Hänsch, Dok. EP 1-216/81, ABI. C
234 vom 14. 9. 1981, S. 49.

46 Bericht van Miert, Dok. EP 1-207/81,
a.a.O., S. 64ff.

47 Bericht Baduel-Glorioso, Dok. EP 1-122/81,
a.a.O., S. 60ff.

48 Bericht Elles, Dok. EP 1-335/81, a.a.O., S.
67ff.

49 Bericht Diligent, Dok. EP 1-206/81, a.a.O.,
S. 58ff.

50 Bulletin der EG, Beilage 3/1981, S. 15ff.
51 Siehe Anm. 27.
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52 Siehe Anm. 27.
53 Siehe Anm. 27.
54 Siehe Anm. 27.
55 Bericht Antoniozzi, Dok. EP 1-739/81, ABI.

C 11 vom 18. 1. 1982, S. 192ff.
56 Bericht Blumenfeld, Dok. EP 1-685/81,

ABI. C 66 vom 15. 3. 1982, S. 68ff.
57 Entschl.-Antrag Jonker, Dok. EP 1-888/80

rev., ABI. C 50 vom 9. 3. 1981, S. 70.
58 Beziehungen zwischen den Gemeinschaftsor-

ganen, Mitteilung der Kommission,
KOM(81) 581 endg. vom 7. 10. 1981.

59 Gemeinsame Erklärung des Europäischen
Parlaments, des Rates und der Kommission
über die Einführung eines Konzertierungs-
verfahrens vom 4. 3. 1975, ABI. C 89, 1975,
S. 1.

60 Bulletin des Europäischen Parlaments, Nr.
50, vom 15. 12. 1981, S. 71f.

61 Ebenda, S. 19f.
62 Bericht Zagari, Dok. EP 1-333/81, ABI. C

234 vom 14. 9. 1981, S. 22ff. Am 16. 12. 1981
bekräftigte das EP diese Entschließung, Dok.
EP 1-828/81, ABI. C 11 vom 18. 1. 1982, S.
41f.

63 Art. 7 des Aktes zur Einführung allgemeiner,
unmittelbarer Wahlen, ABI. L 278 vom 8. 10.
1976, S. 1.

64 Bericht Seitlinger, Dok. EP 1-988/81, ABI.
C 87 vom 5. 4. 1982, S. 61ff.

65 Bericht Luster, Dok. EP 1-926/80, ABI. C
90 vom 21. 4. 1981, S. 48ff. Vgl. dazu auch
Klaus Pöhle, Neue Geschäftsordnung des Eu-
ropäischen Parlaments — ein mutiger Schritt
in die richtige Richtung? In: Zeitschrift für
Parlamentsfragen, Opladen 1981, Nr. 4, S.
541ff.

66 Entschl.-Antrag Sieglerschmidt, Dok. EP
1-767/81 vom 17. 11. 1981.

67 Vgl. dazu etwa Skandal im Europäischen Par-
lament, in: Dernieres Nouvelles d'Alsace,
Strasbourg vom 12. 3. 1981; So verschwendet
die EG das Steuergeld, allein Wanderzirkus
verschlingt 500 Millionen, in: Morgenpost,
Hamburg, vom 3. 4. 1981 u. Edelster Cham-
pagner, in: Der Spiegel, Hamburg, vom 25.
5. 1981, S. 142f.

68 Bericht Schall, Dok. EP 1-596/80, ABI. C 28
vom 9. 2. 1981, S. 74ff.

69 Am 17. 12. 1981 beschloß das EP, den 21. 3.
1982 als Gedenktag für Afghanistan festzule-
gen; Entschl.-Antrag Glinne Dok. EP 1-855/
81, ABI. C 11 vom 18. 1. 1982. S. 84f.

70 Hinfällig wurde der Entschl.-Antrag Klepsch,
Bangemann u. de la Malene, Dok. EP
1—888/81, angenommen wurde der Entschl.-
Antrag Prag u.a., Dok. EP 1-758/81 rev.,
ABI. C 11 vom 18. 1. 1982, S. 40.

71 So genannt nach dem Ort des ersten Zusam-
mentreffens der interfraktionellen Gruppe,
dem Restaurant Crocodile in Straßburg.

72 Entschl.-Antrag van Aerssen, Klepsch u.a.,
Dok. EP 1-347/79 vom 27. 9. 1979.

73 Bulletin des EP Nr. 50 vom 15. 12. 1981, S.
32ff.

74 Entschl.-Antrag Jonker u.a., Dok. EP
1-940/81 rev. vom 19. 1. 1982.

75 Siehe Anm. 72.
76 Bei der Agrar-Sondertagung des EP vom

24. - 26. 3. 1980 gelang es dem Plenum nicht,
eine zahlenmäßig fixierte Empfehlung über
die durchschnittliche Preiserhöhung für
Agrarprodukte für das Wirtschaftsjahr 1980/
81 zu verabschieden.
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Heinrich (Hrsg.), Parlamentsreform, Probleme
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Passau: Passavia Universitätsverlag 1981, S.
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Coombes, David, Die Parlamente im EG-Sy-
stem, Bonn: Europa Union Verlag 1980,173 S.

Corterier, Peter, Halbzeit des Europäischen Par-
laments, Das institutionelle Gleichgewicht muß
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dienst, Hamburg, November 1981, S. 532ff.
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Periodica mit ständiger Berichterstattung über
die Arbeiten des Europäischen Parlaments:

Bulletin der Europäischen Gemeinschaften,
hrsg. vom Generalsekretariat der Kommission
der Europäischen Gemeinschaften, Brüssel,
erscheint monatlich.

Bulletin des Europäischen Parlaments, hrsg.
vom Generalsekretariat des Europäischen Par-
laments, Luxemburg, erscheint unregelmäßig.

Das Europäische Parlament im Plenum, hrsg.
vom Generalsekretariat des Europäischen Par-
laments, Generaldirektion Information und
Öffentlichkeitsarbeit, Luxemburg, erscheint
nach jeder Plenarsitzung.

Das Parlament, hrsg. von der Bundeszentrale für
politische Bildung, Bonn, erscheint wöchent-
lich.

EG-Magazin, hrsg. von der Kommission der Eu-
ropäischen Gemeinschaften, Presse- und Infor-
mationsbüro, Bonn, erscheint zehnmal jähr-
lich.

Europäische Zeitung (Europa Union), Europa
Union Verlag, Bonn (mit ständiger Beilage Eu-
ropäisches Parlament), erscheint monatlich.

Europäisches Parlament: Die Woche im EP,
hrsg. von der Generaldirektion Information
und Öffentlichkeitsarbeit des Europäischen
Parlaments, Luxemburg/Straßburg, erscheint
bei Bedarf.

Europäisches Parlament: Vorschau (auf die Ta-
gungswoche) hrsg. von der Generaldirektion
Information und Öffentlichkeitsarbeit des Eu-
ropäischen Parlaments, Luxemburg/Straßburg,
erscheint bei Bedarf.
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